
Die Arbeit der freien Träger ist wenig
transparent. Zugleich steigen die öf-
fentlichen Ausgaben, die der Sozial-
branche zufließen, Jahr für Jahr wei-
ter, wie die nebenstehende Statistik
für die Kinder- und Jugendhilfe in
ganz Deutschland zeigt. Im Berliner
Wahlkampf spielt das Thema gleich-
wohl kaum eine Rolle. Die CDU
schlägt in ihren „100 Punkten“ unter
Ziffer 35 vor, dass Zuwendungsemp-
fänger ihre Projekte auf einer Internet-
plattform öffentlich zur Diskussion
stellen sollen. Auch die FDP setzt
aufs Internet und schlägt ein On-
line-Register vor, in dem alle sozialen
Dienstleister und mit ihren Projekten
und den Finanzvolumina verzeichnet
sind. Das Ziel beider Vorschläge ist
eine bessere Kontrolle.
Um Aufträge in der Erziehungshilfe
konkurrieren in Berlin 785 freie Trä-
ger, die sich im vergangenen Jahr
mehr als 408 Millionen Euro teilen
konnten. Zwischen den Zeilen lässt
sich auch auf offiziellen Senatsver-
lautbarungen erkennen, dass es Pro-
bleme bei Transparenz und Kontrolle
gibt. So heißt es unter dem Stich-
wort „Hilfe zur Erziehung“ der Bil-
dungsverwaltung unter anderem: „Es

fällt der Jugendhilfe naturgemäß
schwer, Ergebnisse ihres professio-
nellen Handelns bewusst wahrzuneh-
men und auch nachzuweisen: Das
komplexe Bedingungsgefüge von
Entwicklungsprozessen bei jungen
Menschen, von psychosozialen und
ökonomischen Belastungsfaktoren
der Familien und von nicht planbaren
Einflüssen auf die Erziehungsbedin-
gungen und Hilfeverläufe erfordert
ebenso komplexe Zielvereinbarun-
gen und Wirksamkeitskontrollen.“
Nun sollen „Empfehlungen zur Leit-

bild- und Zieldefinition“ helfen; aller-
dings wird ein „hoher Abstraktions-
grad“ als gegeben vorausgesetzt.
Die Verwaltung weist auch auf „zahl-
lose – oft auch unausgesprochene
oder widersprüchliche – Erwartun-
gen“ hin. Immer wieder müsse fest-
gestellt werden, dass die Maßnah-
men in der öffentlichen Diskussion
angesichts der leeren Kassen „leicht-
hin zur Disposition gestellt“ würden.
„Vorgefasste Meinungen“, so heißt
es, verstellten den Blick auf die Wirk-
lichkeit. Tsp

Hilfe!
Herr Buschkowsky, Sie haben Sondersit-
zungen des Bezirksamtes und der BVV we-
gen der Ausgaben des Jugendamtes für die
Hilfen zur Erziehung einberufen. Was war
das Problem?

Nach einer Konsolidierung im Jahr 2010
sind die Kosten für die Hilfen zur Erzie-
hung des Jugendamts in Neukölln in die-
sem ersten Halbjahr wieder völlig aus
dem Ruder gelaufen. Im Moment müssen
wir mit einem Defizit von über vier Mil-
lionen Euro rechnen. Der Bezirkshaus-
halt sieht Reserven in dieser Größenord-
nung nicht vor. Das verkraften wir nicht.
Wenn wir nicht die Notbremse gezogen
hätten, wäre der Bezirk mindestens für
die nächsten zwei Jahre politisch hand-
lungsunfähig gewesen.

Wie geht es jetzt weiter?

Wir haben Sparmaßnahmen für andere
Abteilungen beschlossen, damit der Jah-
resabschluss nicht zur Katastrophe wird.
Im Klartext: Die anderen Abteilungen
der Bezirksverwaltung haben jetzt keine
Chance mehr auf eine eigene Arbeit, weil
sie zum Ausfallbürgen für das Jugendamt
geworden sind, das seinem Budget offen-
sichtlich nur nachrichtliche Bedeutung
zumisst. Die dortige Maxime „Kamerales
Sparen“ – also: nur wer viel ausgibt, be-
kommt auch viel – ist schon sehr gewöh-
nungsbedürftig und liegt fern der Amts-
pflichten.

Warum steigen die Kosten im Jugendamt
so drastisch?

Das ist keine Neuköllner Spezialität. Die
Zahl der erziehungsüberforderten oder
erziehungsunwilligen Eltern nimmt be-
ängstigend zu. Die Kosten für die Hilfen
zur Erziehung als stabilisierende Maß-
nahmen der Jugendämter steigen in ganz
Deutschland. Wir liegen im Moment
deutschlandweit bei einem Kostenvolu-
men von 7,2 Milliarden Euro mit einem
Steigerungsfaktor von jährlich zehn Pro-
zent. Insgesamt hatten wir in den letzten
zehn Jahren einen Kostenaufwuchs von
fast sechzig Prozent.

Gibt es noch andere Antworten?

Ja, nach dem Fall „Kevin“, als in Bremen
ein zweijähriger Junge bei seinen drogen-
abhängigen Eltern ums Leben gekommen
war, herrscht in den Jugendämtern die
Angst, etwas falsch zu machen. Das führt
zur Bewilligung von Hilfen nach dem
Motto „Viel hilft viel“: Welchen Paragra-
fen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
haben wir in dieser Familie noch nicht
angewendet? Oder auch: Wenn die letz-
ten zwei Therapien schon fehlgeschlagen
sind, versuchen wir es eben ein drittes
Mal. Und dann gibt es noch etwas ganz
Komisches. Die Clearingphasen eines
Falls, also die Ermittlung, was überhaupt
los ist und was getan werden sollte, über-
nimmt nicht das Jugendamt, sondern ein
freier Träger. Also einer derjenigen, der
hinterher die Maßnahmen durchführt
und das Geld dafür erhält, empfiehlt, was
geschehen soll. Er bekommt zwar nicht
den konkreten Fall, den erhält immer ein
anderer. Aber beim nächsten Fall geht es
andersherum. Das bedeutet nichts ande-
res, als dass die Träger sich das Geld
selbst bewilligen.

Das heißt, das Jugendamt zieht sich aus
der Clearingphase heraus?

Nein, formal nicht. Denn es gibt ja noch
die Helferkonferenzen und den Hilfe-
plan. Aber wer steht denn da auf und
sagt: Ich bin dagegen. Die Antwort wäre:
Waren Sie in der Familie oder ich? Es ist
ein sich selbst erfüllendes System, ein
Perpetuum Mobile der Staatsknete.

Und daraus ist eine regelrechte Industrie
entstanden, derer sich das Jugendamt be-
dienen muss.

Natürlich, wie soll denn ein Sozialarbei-
ter sonst mit 70 bis 90 Fällen klarkom-
men? Bei dem Jugendamtsmitarbeiter
von Kevin in Bremen sind mehrfach Hin-
weise von Ärzten und Krankenhäusern
eingegangen. Die hat er sauber abgehef-
tet. So kommen tragische Fälle zustande.
Die Reaktion ist, alles zu bewilligen, was
die Dienstleister empfehlen. Das eine ge-
rade bewilligte Maßnahme vielleicht
25000 bis 50000 Euro kostet, hat dabei
keine Priorität.

Was sehen Sie für Möglichkeiten, an dieser
Situation etwas zu verändern?

Die Jugendämter müssen im gesamten
Verfahren das Heft wieder deutlicher in
die Hand nehmen. Man darf die Steue-
rung, ob direkt oder indirekt, niemals in
die Hände derjenigen geben, die selbst
Nutznießer der entschiedenen Maßnah-
men sind. Solange die Jugendämter we-
sentliche Bereiche der inhaltlichen Ar-
beit den freien Trägern überlassen, müs-
sen sie sich nicht wundern, wenn sie zu
Hilfsknechten für das Ausfüllen der Über-
weisungsträger degradiert werden.

Was soll ein Familienhelfer eigentlich tun,
was ist seine Aufgabe?

Der Familienhelfer schaut sich um,
sieht, was los ist, gibt Tipps und Rat-
schläge oder macht auch vor. Er redet
mit der Familie darüber, wo die Defi-

zite sind und was nicht gut läuft. Das
fällt aber nur dort auf fruchtbaren Bo-
den, wo die Menschen von sich aus
bereit sind, ihr Leben zu verändern, es
mit einem neuen Ansatz in die eigenen
Hände zu nehmen. Der Familienhelfer
ist kein Therapeut. Er kann weder
Suchtproblematik noch Gewaltbereit-
schaft behandeln. Insgesamt zeichnen
sich Familien in prekären Lebenslagen
oft durch Lebensuntüchtigkeit aus, die
dann in Überforderung und Verweige-
rung mündet. Urplötzlich ist in Form
des Familienhelfers ein Universalgenie
da, der alles weiß und alles kann. Es ist
eine natürliche Reaktion, ihm alles um-
zuhängen, was an Problemen so herum-
liegt. Man gewöhnt sich ganz schnell an
diesen Helfer und Kümmerer. In der
Helferkonferenz ist die Botschaft dann
ganz klar: Ohne meinen Sozialarbeiter
geht gar nichts mehr. Ohne den kann
ich nicht leben. Es entsteht auch eine
Erwartungshaltung. Da ist jemand, der
dafür bezahlt wird, dass er mir hilft und
die Dinge des Lebens erledigt. Da kann
ich ihm schon mal Beine machen.

Es ist auch fachlich nicht festgelegt, was
diese Maßnahmen genau bewirken sollen.

Na, eigentlich schon. Die Hilfe soll Defi-
zite abbauen und die Menschen befähi-
gen, wieder zu einem selbstbestimmten
Leben zu finden. Ich bin kein Sozialpäda-
goge, aber nach meinem Menschenver-
stand kann es nicht die Aufgabe des Am-
tes sein, mit öffentlichen Mitteln eine
Hilfe zu finanzieren, die bei Inaktivität
durch Suchtverhalten die Wohnung auf-
räumt, einkaufen geht und den Kühl-
schrank auffüllt. Es kann auch nicht Auf-
gabe des Familienhelfers sein, morgens
den Weckdienst zu spielen und das Kind
zur Schule zu bringen, während die El-
tern noch schlafen.

Ist es nicht moralisch verwerflich, auf
diese Weise Geld mit Menschen zu verdie-
nen?

Für jeden freien Träger liegt das Hauptau-
genmerk darauf, dass er möglichst viele

Maßnahmen zur Durchführung erhält –
und dass das Geld fließt. Die Miete der
Büroräume muss pünktlich bezahlt wer-
den, das Gehalt der Mitarbeiter und auch
das eigene. Sozialpädagogen können
beim Staat oder bei einem freien Träger
arbeiten. Viele sagen: Ich werde mein ei-
gener freier Träger. Der Nimbus von Mut-
ter Teresas Enkeln verdeckt da vieles.

Wer ist denn nun schlussendlich verant-
wortlich für die professionelle Umsetzung
dieser Maßnahme?

Verantwortlich für die Durchführung ist
der Träger.

Aber der Träger bekommt doch die Maß-
nahme vom Jugendamt.

Das Jugendamt glaubt der Dokumenta-
tion des Trägers. Da arbeiten schließlich
Profis, es gibt ein Vertrauensverhältnis.
Das Eigeninteresse der Träger oder der
Therapeuten nach Ausbau und Unend-
lichkeit der Maßnahmen aufgrund ihrer
wirtschaftlichen Zwänge spielt da keine
Rolle mehr.

Womit wir beim Kindesschutz wären, ein
Thema, für das Jugendämter ganz eindeu-
tig zuständig sind. Wie kann man dahin-
kommen, dass die Jugendämter das Heft
wieder in die Hand nehmen?

Indem sie wieder dieses Selbstverständ-
nis entwickeln, dass sie es sind, die ver-
antwortlich sind für das Kindeswohl.
Nicht der freie Träger, nicht der Familien-
helfer. Dass es ihre Verantwortung ist,
was in der Familie passieren soll. Ich
glaube, dieses Gefühl müsste man bei ei-
nigen Jugendamtsmitarbeitern revitalisie-
ren. „Hauptsache, die Sache ist vom
Tisch, der Träger wird’s schon richten“ –
diese Sicht ist gefährlich und teuer.

Es hört sich so an, als wären Sie der Hilfsin-
dustrie ausgeliefert.

Als Kassenhüter des Bezirks kann ich nur
sagen, dass die unaufhörlich steigenden
Kosten den Bezirk ruinieren. Was wir
brauchen, sind wieder Leute, die auch ei-
nen Blick auf die Kosten haben. Durch
Auflösung der Verwaltungseinheit bei
den sozialen Diensten ist dies völlig verlo-
ren gegangen. Teilweise hat man das
auch den Sozialpädagogen aufgehalst.
Die sind aber für diese komplizierte Ver-
waltungsarbeit überhaupt nicht ausgebil-
det. Das nimmt ihnen die Zeit für den Fall
und beschert ihnen ungeliebte Bürokra-
tie. Die Konsequenzen dieser Fehlent-
wicklung spüren wir in unseren Kassen.

— Interview: Barbara Schönherr
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Verkaufte Hilfe

Heinz Buschkowsky
(SPD), Bürgermeister
von Neukölln. Er ist
Experte für so ziem-
lich alle Probleme,
die ein Bezirk haben
kann. 40 Prozent des
Haushalts fließen in
die Hilfsindustrie.D

ass ich mal Sozialpädagogik stu-
diert habe, halte ich heute für
eine echte Jugendsünde. Obwohl
ich damit zurzeit mehr Chancen
auf dem Arbeitsmarkt habe, als in
jeder anderen Branche. Das wird
mir in dem Moment bewusst, als

ich mich, neben meiner Tätigkeit als Journalistin,
als Sozialpädagogin bewerbe. Fünf Jahre war ich
jetzt komplett draußen, aber innerhalb von zwei
Monaten habe ich wieder eine Stelle. Bei einem
sogenannten „Freien Träger“ in der Jugendhilfe.
Genauer gesagt, in der „Familienhilfe“.

Ich bin voller Elan, die Gesellschaft von unten
zu verändern. Das ist doch eine vornehme Auf-
gabe, denke ich. Man teilt mir drei Problemfami-
lien zu. Erster Fall: Alleinerziehende Mutter mit
fünf Kindern von fünf verschiedenen Vätern, de-
ren Namen sie nicht verrät. Drei-Zimmer-Woh-
nung für die ganze Familie. Die 38-jährige Mutter
ist etwas irritiert, als nun auch noch zwei Sozialar-
beiter in ihrem Wohnzimmer sitzen. Sie werden
zehn Stunden in der Woche mit ihr verbringen.
Frau Kallers* Widerstand gegen die Familienhilfe
wurde vom Jugendamtsmitarbeiter ignoriert. Was
ist zu tun? Warum wurde hier „Familienhilfe“ in-
stalliert? Das weiß niemand so genau.

Wir gehen mit den Kindern in den benachbar-
ten Jugendclub, begleiten die Mutter zum Jobcen-
ter. Eigentlich kommen sie gut zurecht, und den
gewissen Geldmangel können wir auch nicht behe-
ben. Im Grunde leisten wir da eine Art kostenlose
Kinderbetreuung, aber ist das der Sinn von Famili-
enhilfe? Das rein Praktische hätte man in vier Wo-
chen regeln können, doch die Hilfe läuft nun
schon seit eineinhalb Jahren, und das bedeutet
Kosten von 36 000 Euro.

Mein zweiter Fall sind Mutter und Tochter aus
einem Land auf dem südlichen afrikanischen Kon-
tinent. Ich beneide die 11-Jährige ein bisschen um
ihr äußerst stabiles Selbstbewusstsein. Die Mutter
spricht nicht ausreichend Deutsch, als dass man
mit ihr über Erziehungsfragen reden könnte. Au-
ßerdem wünscht sie das gar nicht: „Du helfen
mein Tochter in Schule, sie nicht fleißig genug.“
So machte es jedenfalls meine Vorgängerin, eine
ehemalige Lehrerin. Sie hat das Mädchen mit zu
sich nach Hause genommen und ihr Nachhilfeun-
terricht gegeben. Als ich dem Jugendamtsmitarbei-
ter dies mitteile, ist er entrüstet und bricht die
Hilfe konsequenterweise ab. Die Familienhilfe lief
auch hier über eineinhalb Jahre, die Kosten betru-
gen 21 000 Euro.

Mein freier Träger ist sauer auf mich. Das sei
doch so ein schöner leichter Fall gewesen, das
hätte man noch eine ganze Weile weiterlaufen las-
sen können, erklärt mir der Geschäftsführer. Ein
fachlicher Grund für die Familienhilfe scheint ihn
nicht zu interessieren.

Nach ein paar Wochen beginnt mir dieser Be-
trieb unsympathisch zu werden. Ich sitze von blei-
erner Müdigkeit übermannt in stundenlangen
Teamsitzungen, in denen es um irgendwelche in-
nerbetrieblichen Schwierigkeiten geht. Es wird
kaum ein Wort über den Umgang mit den Klienten
verloren. Dafür gibt es doch die kollegialen Fach-
gespräche, die dann so aussehen, dass man ge-
meinsam zum Italiener um die Ecke geht und sich
dafür drei geschlagene Arbeitsstunden auf-
schreibt. Langsam beginnt mir zu dämmern, wa-

rum ich mich immer ein bisschen für meinen Be-
ruf geschämt habe. Was machen die da eigentlich?

Bei der sozialpädagogischen Familienhilfe han-
delt es sich um sogenannte „Hilfen zur Erziehung“
nach Paragraf 31 des Kinder-und Jugendhilfegeset-
zes. Eltern können Familienhilfe beim Jugendamt
beantragen, darauf haben sie einen gesetzlichen
Anspruch. Und das Jugendamt kann die Familien-
hilfe anordnen: Wenn Familien auffällig werden
durch Polizeieinsätze oder durch Hinweise von
Nachbarn, Schulen, Kindergärten und Ärzten.
408 Millionen Euro hat Berlin im vergangenen
Jahr allein für „Hilfen zu Erziehung“ ausgegeben.

Der Familienhelfer ist in der Regel sechs Stun-
den pro Woche mit der Familie zusammen. Indika-
tion für eine Familienhilfe ist eine tief greifende
Störung der Eltern-Kind-Beziehung, die genau er-
kannt und beschrieben werden soll. Das Problem
soll auch von der Familie anerkannt werden, und
ein Hilfeplan soll gemeinsam mit der Familie erar-
beitet werden.

In der Realität des Berliner Jugendamtes, für
das mein Träger tätig ist, sieht es so aus, dass ein
Jugendamtsmitarbeiter nach dem ersten Ge-
spräch mit der Familie ohne den Familienhelfer
den Hilfeplan erstellt, der bereits Teil eines Kos-
tenantrags an den Bezirk ist. Die Familie unter-
schreibt den Antrag, ohne den Hilfeplan in Ruhe
gelesen, geschweige denn, ihn mit erarbeitet zu
haben.

So beginnt der Familienhelfer seine Arbeit in
der Familie erst mal ohne Plan. Nach acht Wochen
sollte ein weiteres Gespräch mit dem Jugendamts-
mitarbeiter stattfinden, auch das wird nicht im-
mer eingehalten. Vor Ablauf der sechsmonatigen
Maßnahme muss der Familienhelfer einen Bericht
abgeben. Dann wird über eine Verlängerung ent-
schieden. Eineinhalb bis zwei Jahre dau-
ert die ganze Maßnahme in der Regel,
in schwierigen Fällen auch länger.

Die Familienhelfer werden inzwi-
schen ausschließlich von freien Trä-
gern beschäftigt, diese wiederum sind
Dienstleister für das Jugendamt. Der Fa-
milienhelfer hat von dem freien Träger,
bei dem er angestellt ist, die oft sogar ausge-
sprochene Anweisung, Maßnahmen „so
lange wie möglich am Laufen zu halten“.
Schließlich verdient der Träger daran. Da der
Familienhelfer sowieso ohne Plan und nicht
im Austausch mit dem Jugendamt agiert,
kann er ganz nach seinem eigenen Gusto han-
deln und die Problembearbeitung auf die lange
Bank schieben, beziehungsweise, sie gar nicht erst
angehen.

Das ist auch im Sinne der meisten Familien, die
ihre Probleme in den seltensten Fällen wirklich
bearbeiten wollen. So entpuppt sich der

Familienhelfer, von den Familien gerne so ange-
nommen, als eine Art kostenloser Babysitter. Er
verbringt die Zeit ausschließlich mit den Kindern,
tummelt sich mit ihnen auf Spielplätzen, in
Schwimmbädern oder Museen, um damit die
sechs veranschlagten Stunden herumzubringen.
So kann er am Ende zu Recht behaupten, noch
immer habe die Familie die gleichen Probleme,
die nur auf lange Sicht zu beheben seien.

Wird ein Familienhelfer tatsächlich mal unbe-
quem, beschwert sich die Familie beim Jugendamt
und der freie Träger verliert die Maßnahme. Der
Familienhelfer befindet sich damit in einem Kon-
flikt. Einerseits soll er der Familie helfen, was hei-
ßen würde, konsequent mit ihr zu arbeiten, damit
sie wieder ohne Hilfe auskommt. Das aber wie-
derum liegt nicht im Interesse des Trägers, der die
Maßnahme so lange wie möglich behalten will.

Der Jugendamtsmitarbeiter ist durch die Famili-
enhelfer nur indirekt und dann fast gar nicht mehr
mit den Problemfamilien befasst. Den Inhalt des
Hilfeplans legt er fest, nachdem er die Familie in
einem Erstgespräch kennengelernt hat; das bedeu-
tet, über die tatsächlichen Probleme, die der Fami-
lienhelfer feststellen und bearbeiten soll, erfährt
er nichts mehr, und er kontrolliert den Familien-
helfer auch nicht. Damit entsteht ein enormer Ver-
lust an fachlichem Handeln im Verlauf dieser Maß-
nahmen, die monatlich etwa 1100 Euro kosten.

Ein immer wiederkehrendes Argument der Ju-
gendämter lautet, sie seien durch die Zahl der Fa-
milienhilfefälle überfordert. Das mag sein. Doch
die Aufgabe der Jugendamtsmitarbeiter bestünde
auch darin, nicht sofort einer alleinerziehenden
Mutter einen Familienhelfer zur Seite zu stellen,

nur weil die Mutter fordert, ihr Kind brauche auch
mal ein männliches Gegenüber. Das ist ein oft ge-
äußerter Wunsch bei den Anträgen. Genau damit
aber geraten die wirklichen Kindesschutzfälle ins
Hintertreffen, der Überblick geht verloren.

Hinzu kommt, dass für den Sozialarbeiter, der
kein Therapeut ist, bei tatsächlichen Kindes-
schutzfällen eine Situation der Überforderung ent-
steht. Kindesschutzfälle sind von Gewalt, Miss-
brauch und schwerwiegenden Persönlichkeitsstö-
rungen der Eltern geprägt. Da gehören eigentlich
spezifisch ausgebildete Therapeuten an den Start.
In meinem Verein gibt es einen Fall, bei dem zwei
Kleinkinder vom Familienhelfer versorgt werden,
während sich die heroinabhängigen Eltern ihre
Drogen beschaffen.

Vielleicht häufen sich gerade deshalb die Todes-
fälle von Kindern in solchen Familien, die dem
Jugendamt bereits bekannt waren. Dass das Ju-
gendamt seine Pflichten längst an einen boomen-
den Markt von freien Trägern abgegeben hat und
die fachliche Intervention dabei auf der Strecke
bleibt, scheint niemanden zu interessieren. In kei-
nem anderen wirtschaftlichen Bereich kommt
eine Arbeit ohne Qualitätskontrollen aus, nur
hier. Niemand bekommt etwas mit von den Ergeb-
nissen dieser Arbeit.

Mein dritter Fall: Frau Alber hat öfter Streit mit
ihrem Mann, die vierzehnjährige Tochter Nele
macht ihnen Probleme, sie geht nicht mehr zur
Schule, macht nur noch, was sie will. Wenn Nele
ihre Eltern ärgern will, ruft sie die Polizei an und
sagt, ihre Eltern würden sich schlagen. Ist die Poli-
zei da, sitzt Nele grinsend auf dem Sofa. Die Fami-
lie bekommt Familienhilfe. Allerdings verweigert

sich das Ehepaar Alber der Auflage des Jugendam-
tes, eine Erziehungsberatungsstelle aufzusuchen;
und auch die Onlinesucht ihrer Tochter halten sie
für harmlos. Die Vierzehnjährige geht seit einem
halben Jahr nicht mehr in die Schule. Weder die
Schule noch das Jugendamt unternehmen etwas.
Ich informiere die Geschäftsführung über den Ver-
lauf der Hilfe und schlage vor, sie abzubrechen, da
so der Familie nicht geholfen wird. Doch man plä-
diert für „einen langen Atem“.

Daraufhin teile ich dem Träger mit, die Arbeit
in der Familienhilfe scheine mir nicht professio-
nell zu sein, ich könne das nicht weiter mitma-
chen. Man lässt mich gerne gehen. Und ich be-
ginne zu recherchieren.

Mit der Jugendamtsdirektorin von Charlotten-
burg,UtavonPirani,habeich einenTerminverein-
bart, um etwas über verbindliche Qualitätsstan-
dards in der Familienhilfe zu erfahren. Wir unter-
haltenunsauchallgemeinüberdenAnsatz„Famili-
enhilfe“ und was genau er denn bewirken solle. Ich
erzähle ihr von der schulresistenten Nele. „Da
würde es dann auch zu ihrer Aufgabe als Familien-
helferin gehören, jeden Morgen bei dieser Familie
aufzutauchenunddasMädchenausdemBettzuho-
len.“ So, so, ich soll also alle Erkenntnisse der Wis-
senschaft über den Haufen werfen und die Familie

und mich selbst in eine bloßstellende und ganz si-
cher pädagogisch unwirksame Situation bringen.
DieJugendamtsdirektorinnicktüberzeugtmitdem
Kopf. „Genau das ist Familienhilfe.“ Nun bin ich
wirklich gespannt, was in den Qualitätsstandards
steht. „Es sind Verträge, die die Träger mit dem Se-
nat abschließen, die werden Sie sicher nicht einse-
hen können“, meint die Jugendamtsdirektorin.

Sie verweist mich an die Senatsverwaltung für
Bildung, Wissenschaft und Forschung. Es gibt eine
Arbeitsgruppe „Rahmenverträge für Leistungen in
derJugendhilfe“.Daskannjedernachlesen.DerIn-
halt dieser Verträge steht auf der Internetseite des
Senats.Komisch,dassdieDirektorinsoetwasnicht
weiß. Kennt sie den Inhalt der Verträge nicht? Ich
lese fünfzehn Seiten und das Herz geht mir auf.
Fachlich isthieralles festgelegt,wieeineprofessio-
nelle Familienhilfe ablaufen müsste. Da stehen
wunderbare Dinge wie „ziel- und lösungsorien-
tiert“ oder „Zeitrahmen“, „Wirksamkeit der Hilfe
gewährleisten und ständig überprüfen“. Was mir
besonders wichtig ist, stehtauch dort: „Aktive Mit-
wirkung der Familie an der Hilfeplanung.“ Und:
„Das Ergebnis der Überprüfung führt zur Bestäti-
gung oder Veränderung der Hilfeplanung.“

Hätte ich auf dieser Grundlage arbeiten dürfen,
hätte ich mein Arbeitsverhältnis nicht beendet.
Ich hätte gekämpft.

Stutzig werde ich vor allem bei dem Punkt „Kon-
tinuierliche Reflexion und Dokumentation der
Hilfe“. Daran hat sich mein Träger nicht gehalten.
Die Familienhelfer müssen die Stunden, die sie in
den Familien verbringen, nicht dokumentieren.
Sie müssen sie nicht einmal durch eine Unter-
schrift der Eltern bestätigen lassen. Wahrschein-
lich würde sich durch eine Dokumentation man-
cher Fall selbst ad absurdum führen. Denn dann
müssten die Sozialarbeiter Farbe bekennen und er-
klären, was sie in sechs oder zehn Stunden tatsäch-
lich mit den Familien gemacht haben.

Natürlich kann es sein, dass es andere Träger
gibt, die sich an die Rahmenverträge halten. Aber
wer überprüft das schon? Die Jugendamtsmitarbei-
ter können das gar nicht leisten, da sie oft um die
hundert Fälle bearbeiten. Also haben die freien
Träger freie Hand – sie heißen wohl deshalb so.

Ich habe einen Termin bei der Referatsleiterin
für die Hilfen zur Erziehung beim Senat und ihrem
Pressesprecher.Hiererfahreich,dasseskeineFach-
aufsichtüberdie Jugendämtergibt.Lediglicheinen
Jugendhilfeausschuss, in dem wiederum auch Ver-
treter der freienTräger sitzen.Beidiesem Fachaus-
schuss könne man fachliche Defizite melden. Es
wäre aber sehr schwer, einen unseriösen Träger
ausdemVertragzukündigen.VonseitendesSenats
hat es umfangreiche Schulungen der Jugendamts-
mitarbeiter gegeben, um den Qualitätsstandards in
den Rahmenverträgen gerecht zu werden. Das hat
sich der Senat 280 000 Euro kosten lassen.

Als ich meinen Gesprächspartnern die Situation
bei meinem Träger und dem zuständigen Jugend-
amt schildere, stoße ich auf irritiertes Staunen.
Das Ergebnis dieser Schulungen hatten sie sich of-
fenbar fruchtbarer vorgestellt. Was ich ihnen ge-
nau berichte, fällt aus allen vertraglichen Quali-
tätsstandards heraus. Vor allem, dass Familienhel-
fer mitunter Kinder aus verschiedenen Maßnah-
men gleichzeitig betreuen. Das habe ich von Frau
Alber, der Mutter der vierzehnjährigen Nele, über
meine Nachfolgerin erfahren. Sie hat sich die pfle-
geleichtere achtjährige Tochter geschnappt und
betreut sie zusammen mit einem Kind aus einer
ihrer anderen Hilfen. Die Jugendamtsdirektorin
hatte dazu gesagt: „Das kann manchmal hilfreich

sein.“ Die Referatsleiterin schüttelt nur den Kopf.
Dass die Familie nicht an der Hilfeplanung betei-

ligt war und die Jugendamtsmitarbeiterin ein hal-
bes Jahr bis zum nächsten Gespräch verstreichen
ließ, löst Fassungslosigkeit bei der Referatsleiterin
aus. Sie betont, dass nur über das Inhaltliche, also
eine genaue Fallsteuerung und ständige Überprü-
fung der Maßnahmen, auch eine Wirkung erreicht
werden könne. Ansonsten laufe das Ganze natür-
lich ins Leere. Beim Thema „keine Dokumenta-
tion“ beginnt die Referatsleiterin, laut über „Ab-
rechnungsgrundlagen“ nachzudenken, die es
dann ja gar nicht gebe. Schlussendlich läge jedoch
die fachliche Verantwortung bei der Jugendamtsdi-
rektorin und dem zuständigen Bezirksstadtrat. An
diesem Punkt war ich doch schon mal.

Die Familienhilfe als Ganzes kommt mir inzwi-
schen vor wie eine Mischung aus Unzuständigkeit
und unterlassener Hilfeleistung. Da fühlt sich fach-
lich offenbar niemand wirklich verantwortlich.

Jetzt interessiert mich noch, was die Wissen-
schaft dazu sagt. Es gibt einen Professor für Sozial-
arbeitswissenschaften an der Universität Duis-
burg-Essen, der sich seit Jahrzehnten intensiv mit
dem Thema Jugendhilfe befasst. Wolfgang Hinte
ist in ganz Deutschland unterwegs, um mit Jugend-
amtsmitarbeitern fachliche Standards zu trainie-
ren, Vorträge zu halten und die Sozialarbeit auf
ein besseres Niveau zu bringen.

„Was Sie mir da erzählen, trifft auf viele der Trä-
ger zu. Das weiß in dieser Szene jeder, es ist ein
offenes Geheimnis. Wir haben ein Finanzierungs-
system, das eher denjenigen Träger belohnt, der
Fälle länger hält, aber keines, das den Träger be-
lohnt, der gut und zügig arbeitet. Betriebswirt-
schaftlich ist es ein System, das dazu führt, dass
die Träger immer wieder neue Fälle brauchen, um
ihre Existenz sichern zu können. Und ein System,
das davon lebt, dass man immer wieder schrei-
bend Fälle konstruieren muss, das wird auch Fälle

konstruieren. Dieses System wird geschmiert
durch die Fälle. Ein solches System rekrutiert sich
immer wieder selbst, wenn es so finanziert wird.“

Deshalb plädiert Hinte für ein festes Budget an-
statt der fallbezogenen Abrechnung. Das würde
verhindern, Fälle unnötig in die Länge zu ziehen:
„Unter solchen Voraussetzungen wäre es ein Er-
folg, wenn ein Fall gut bearbeitet wird, denn daran
kann der Träger seine Kompetenz beweisen.“

Wolfgang Hinte ist regelmäßig in Berlin. Auch
dieses Mal hat er wieder Termine bei Trägern der
Erziehungshilfen. „Es gibt in Berlin inzwischen
785 freie Träger für Erziehungshilfen, ich bin der
Meinung, es gibt zu viele. Eine Familienhilfe
dürfte nicht länger als sechs Monate dauern,
manchmal würden schon vier Wochen reichen.
Man muss mit einer klaren und konsequenten
Handhabung an die Fälle herangehen, und das
fängt beim Hilfeplan an.“

Hinte sieht auch eine Schwierigkeit in der Über-
forderung der Jugendamtsmitarbeiter durch zu
viele Fälle, die dann auf die freien Träger verteilt
würden. „Wie sollen die denn gut erarbeitete Hil-
fepläne mit allen Beteiligten erstellen? Die Zeit ha-
ben die gar nicht.“ Dass die auf Senatsebene erar-
beiteten fachlich hervorragenden Rahmenver-

träge nicht umgesetzt werden, überrascht Hinte
nicht. „Da müsste man dann wieder Kontrollin-
stanzen einsetzen, und das will keiner bezahlen.
Ein effizienteres und gleichzeitig effektiveres Mo-
dell wäre: Mehr Jugendamtsmitarbeiter mit niedri-
gerer Fallbetreuungszahl und weniger freie Trä-
ger, aber die dann mit festem Budget. Denn am
Ende kostet das Ganze, wie es jetzt stattfindet,
weit mehr. Aber darüber rede ich mir schon seit
Jahren den Mund fusselig.“

Dass unter solchen Voraussetzungen die Sozial-
branche in den vergangenen fünfzehn Jahren sie-
benmal schneller gewachsen ist als die gesamte
Wirtschaft, ist kein Wunder. Die Hilfsindustrie
setzt in Deutschland inzwischen 115 Milliarden
Euro um, 80 Milliarden davon zahlt der Steuerzah-
ler. Das kann niemandem egal sein. Der Staat steu-
ert die Ausgaben nicht, aber der Bürger hat einen
gesetzlichen Anspruch auf „Hilfen zur Erzie-
hung“. Auf dessen Erfüllung stürzt sich ein boo-
mender Markt mit mehr finanziellen als fachli-
chen Motiven. Und eine Fachaufsicht über das Ju-
gendamt gibt es auch nicht.

Das Ergebnis davon bekomme ich bei einer An-
frage an den Stadtrat für Jugend des Bezirks Char-
lottenburg zu spüren. Reinhard Naumann möchte
kein Gespräch mit mir führen, ich hätte doch be-
reits „so ausführlich“ mit der Jugendamtsdirekto-
rin gesprochen. Und das, obwohl ich ihm die ver-
traglichen Verstöße des Trägers schriftlich mitge-
teilt habe. Die Jugendamtsdirektorin erwidert auf
meinen Hinweis, dass es keine Dokumentation
der Hilfen gibt: Es werde doch ein halbjährlicher
Bericht abgeliefert. Ich habe noch mitbekommen,
wie dieser Bericht zu einem minimalistischen An-
kreuzzettel abgespeckt und damit nichtssagend
wurde, weil die Familienhelfer darin ihren eige-
nen Erfolg/Nichterfolg selbst beurteilen. Außer-
dem sollte eine Jugendamtsdirektorin einen Be-
richt von der Dokumentation einer Arbeit unter-
scheiden können. So steht es jedenfalls in den Qua-
litätsstandards, die sie offenbar nicht kennt.

Wie ich aus meinen Gesprächen feststellen
muss, klaffen die Ansichten der Senatsabteilung
und der ausführenden Ämter weit auseinander.
Also investiert man auch in die Schulungen um-
sonst, wie schade. Wenn die Verantwortlichen in
den Leitungsfunktionen des Jugendamtes keinen
fachlichen Anspruch haben, wie sollen den dann
die Sozialarbeiter haben? Trotzdem verstehe ich
nicht, dass ausgerechnet sie das alles mitmachen.
Letztlich sind sie es doch, die verantwortlich ge-
macht werden, wenn etwas schiefgeht. Und dass
sich so viele Sozialarbeiter fatalistisch den Um-
ständen fügen, um dem Druck, den die freien Trä-
ger ausüben, auszuweichen, führt um so mehr
dazu, dass sie an ihrem Beruf verzweifeln. Sie kön-
nen nicht vernünftig arbeiten, nehmen die ganzen
Probleme in sich auf und mit nach Hause. Am
Ende fühlen sie sich ausgebrannt, nicht wegen zu
viel harter Arbeit, sondern wegen zu viel unnüt-
zer Arbeit mit einem zweifelhaften Ziel, das nichts
zu tun hat mit ihr eigentlichen Aufgabe. Aber so
ist das eben: Wer anderer Leute Seele verkauft,
der verkauft am Ende auch seine eigene. Am trau-
rigsten war für mich, dass ich die Not meiner
Klienten mit dieser Art von Hilfe buchstäblich
chronisch mache. Und ich ihnen nichts zutrauen
darf. So wird der Schrei nach Hilfe nicht leiser,
sondern immer lauter und lauter. Und verhallt
dann trotzdem – vor den hilflosen Helfern.

* Die Namen aller genannten Familien wurden von
der Redaktion geändert.
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Klick, klick. Für Familienhilfe
gibt es Anleitungen, wie bei
diesem Kinderwagen von
Bugaboo. Es hält sich nur kaum
jemand dran. Grafik: Fabian Bartel

„Die Träger bewilligen
sich das Geld selbst“

Neuköllns Bürgermeister Heinz Buschkowsky
über Ämter in Not – und ein falsches Hilfesystem

Von Barbara Schönherr

Viele freie Träger sind nicht
an Lösungen interessiert, sondern
an dauerhaften Problemen

Viele Familien wollen gar keine
Hilfe zur Selbsthilfe, sondern
einen kostenlosen Babysitter

Es ist ihr Beruf, Eltern zu helfen,
mit sich und ihren Kindern

besser klarzukommen.
Doch unsere Autorin stellte fest:

Das System der freien Träger,
denen Berlin im vergangenen Jahr

allein 408 Millionen Euro
für „Hilfen zur Erziehung“ gab,

hilft nicht den Menschen,
sondern sich selbst

Die Politik kontrolliert nicht
die Verwendung der Mittel, sondern
verwaltet den Missstand
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I
ch kam nach Berlin mit drei Gewiss-
heiten: Erstens ziehe ich in die aufre-
gendste Stadt weit und breit, zwei-
tens kann jetzt endlich das gute Le-
ben beginnen, und drittens wird
meine Wohnung im lebendigen, aber
behüteten Prenzlauer Berg liegen. Di-

rekt am Zionskirchplatz.
Ich brauchte Wochen, um einzusehen, dass

der extrem prenzlauerbergige Straßenzug trotz
Second-Hand-Laden und Fußbadcafé formal
zum anstrengenden Bezirk Mitte gehört. Das
durfte nicht sein. Ebenso die angrenzende Kas-
tanienallee: eigentlich ein Markenzeichen von
Prenzlauer Berg, tatsächlich aber zu einem Drit-
tel von Mitte verwaltet. Es gibt ein Schild mit
der Aufschrift „Mitte“ auf Höhe der Schwedter
Straße, das die Grenze anzeigt. Jemand hat ein
großes „T“ über den Anfangsbuchstaben ge-
klebt. Niemanden stört’s. Niemand vermutet
hier ein Bezirksschild.

So geht es einem häufig in dieser Stadt: Stra-
ßen liegen nicht in den Bezirken oder Ortstei-
len, zu denen sie eigentlich gehören sollten.
Das KaDeWe am Wittenbergplatz befindet sich
gefühlt in Charlottenburg, tatsächlich aber in
Schöneberg. Die Kochstraße mit ihrem starken
Autoverkehr, dem ästhetischen Ungetüm einer
Versicherungszentrale und den Touristenhor-
den vom nahen Checkpoint Charlie sieht zwei-
fellos nach Mitte aus, gehört aber zu Kreuz-
berg. Und als Thilo Sarrazin neulich vom ZDF
durch Kreuzberg geführt werden sollte, um zu
prüfen, wie der Ex-Banker nach seinem Buch
bei den dort lebenden Türken ankommt,
brachte ihn die Journalistin als Erstes auf den
Wochenmarkt am Maybachufer – das liegt aber
ausgerechnet in Neukölln. Weder der Sender
noch Sarrazin scheinen das gemerkt zu haben.
Gefühlt ist dort nämlich Kreuzberg.

Entscheidend ist nicht, was das Bezirksamt
mir sagt. Entscheidend ist, was mein Herz mir
sagt. Vor zehn Jahren trat die letzte große Ge-
bietsreform in Kraft, bei der die 23 Berliner Alt-
bezirke auf zwölf zusammengeschmolzen wur-
den. Es ist Zeit für ein paar Korrekturen.

Zum Beispiel die Brückenstraße südlich der
Jannowitzbrücke. Ein Blick genügt: das Täto-
wierstudio neben der Wasserpfeifen-Bar, der
24-Stunden-Späti nicht weit vom Herrenfri-
seur „Orient Style“, wo der Haarschnitt nur
acht Euro kostet. Direkt gegenüber „Gittis Bier-
bar“. Jeder weiß, dass hier Kreuzberg ist. Nur
die Stadtplaner nicht, die immer noch glauben,
die Brückenstraße sei Teil von Mitte.

Bezirksgrenzen sind nicht unverrückbar. In
den neunziger Jahren wollte der Senat tatsäch-
lich Friedrichshain mit Lichtenberg fusionieren
und Prenzlauer Berg mit Wedding. Sogar ein
Gebilde namens „Kreuzberg-Mitte-Tiergarten“
war angedacht. Wer so etwas plant, sollte heute
gegen einige minimalinvasive Eingriffe nichts
einzuwenden haben.

Man könnte den Handlungsbedarf sicher öko-
nomisch begründen. Man könnte einen Stadt-
werber finden, der plausibel darlegt, dass
Grenzbegradigungen der touristischen Ver-
marktbarkeit einzelner Bezirke dienen: klare
Profilbildung. Unique selling point. Blabla.
Aber eigentlich geht es hier nicht ums Geld. Es
geht ums Gefühl. Im falschen Bezirk zu woh-
nen ist ein bisschen wie im falschen Körper zu
wohnen. Es fühlt sich einfach nicht richtig an.

Manche werden sich sträuben und scheinhei-
ligfragen,obdieBerlinerdennkeinedrängende-
ren Probleme haben, für die es sich lohnt, Geld
auszugeben. Klar haben sie. Aber erstens zieht
dieses Argument nicht in einer Stadt, in der Mil-
lionenspenden für Schlossfassaden verplem-
pert werden. Und zweitens wären die Kosten
überschaubar. Ein paar Straßenschilder müss-

ten versetzt, Datenpakete zwischen Finanzäm-
terngetauschtwerden,daswar’s.SelbstdiePost-
leitzahlen blieben dieselben. Würden Berlins
landeseigeneUnternehmeneineinzigesMalda-
rauf verzichten, das Sommerfest im Roten Rat-
haus mit dubiosen Spenden zu unterstützen,
könntedaseingesparteGeldlockeralleBegradi-
gungen finanzieren. Vor drei Jahren wurde
schon einmal korrigiert, ohne Aufsehens: Fried-
richshain-Kreuzberg trat 4000 Quadratmeter
UferflächeanTreptowab,Lichtenbergschenkte
Friedrichshain ein paar Ecken und kriegte dafür
vonPankowetwaszurück.IneinerSenatsmittei-
lung wurde extra betont, die Neuregelung spare
der Verwaltung sogar Geld.

Gerade jetzt, im Gedenkjahr des Mauerbaus,
sollte jedem bewusst sein: Grenzen, die keinen
Sinn machen, müssen weg. Oder wenigstens
verschoben werden. Der Handlungsbedarf ist
riesig. Ein Freund sagt: Der Entenschnabel, der
Glienicke zugeschlagen wird, gehört nach Froh-
nau. Alles östlich der Westtangente gehört

nicht nach Steglitz, sondern nach Schöneberg.
Ein anderer würde Marienfelde gern von Tem-
pelhof-Schöneberg loslösen und Steglitz-Zeh-
lendorfanbieten.Unddannistdanochdersonst
liebenswerte Bekannte, der fordert, Schöne-
weide müsse aus Treptow-Köpenick aus- und
wem auch immer angegliedert werden. Er lebt
in Köpenicks Altstadt und bangt um den Spit-
zenplatz seines Bezirks im Sozialstrukturatlas.

Nun, vieles wird Verhandlungssache sein. Be-
zirke werden Filetstücke nicht ohne Gegenleis-
tung abgeben. Es wird diplomatisches Ge-
schick erfordern, auch von Senatsseite. Es
müsste eben nur mal jemand die Initiative er-
greifen. Den Stein ins Rollen bringen.

Anruf beim Kreuzberger Bezirksbürgermeis-
ter. Ja, es stimmt eindeutig, sagt Franz Schulz,
viele Menschen fühlten sich Kreuzberg zugehö-
rig, obwohl ihre Straße formal in einem ande-
ren Bezirk liege. Kreuzberg stehe schließlich
für ein Lebensgefühl! Und was halten Sie, Herr
Schulz, dann von folgendem Tausch: Die Köpe-
nicker Straße geht komplett an Kreuzberg,
Mitte kriegt dafür die hässliche Kochstraße? Es
wird still am anderen Ende der Leitung. Nein,
sagt der Bürgermeister, das Verlagsviertel ge-
höre doch historisch zu Kreuzberg, das sei ganz
wichtig, also keine Chance.

Okay, verstanden. Herr Schulz pokert noch.

Majestät, Sie erscheinen uns bei den Vorbe-
reitungen zur Hochzeit Ihres Ur-Ur-Enkels
Georg Friedrich Prinz von Preußen, der
nächste Woche in Potsdam heiratet ...

... jaja, Potsdam. Viele Unterstützer der
kaiserlichen Sache. In Berlin gibt es ja
keine standesgemäße Residenz mehr für
die kaiserliche Familie. Charlottenburg?
Dieses Porzellanschränkchen? Dieses
Gartenlokal? Ein Schloss muss dem Volk
Respekt eingeben.

Wie ist das, naja, Leben als Schlossge-
spenst auf der Familienburg Hohenzollern
im heutigen Baden-Württemberg?

Prächtige Burg. Schön weitläufig. Fühle
Mich wie in alten Berliner Tagen. Nur

eben viel weiter weg vom Geschehen.

Haben Sie damals gern in Ihren Gemä-
chern im Schlossplatzflügel gewohnt?

Ein großes Haus – und große Zeiten! Ich
habe nie das Vogelgezwitscher in Sans-

souci gebraucht oder den Tabakqualm in
KönigsWusterhausen,wieMeinekönigli-
chen Vorgänger. Als Landesherr habe Ich
gelebt, wo Ich meine Ehrenpflicht zu tun
hatte:aufderBrückedesStaatsschiffs.Der
Ausblick war herrlich, Ich sehe die Para-
dennochvorMir.DieEinweihungdesRei-
terstandbilds Meines Herrn Vaters Wil-
helm, die Federbüschel auf den Helmen
der Garderegimenter ... bewegend!

Im neuen Berliner Stadtschloss soll dage-
gen künftig die Kultur regieren.

Papperlapapp, regieren! Was soll das für
eine Regierung sein! Nichts als Nörge-
leien und Parteigerede. Vielstaaterei in
den Etagen. Masken und Einbäume. Und

aufderaltenSchlossfreiheitdiesereckige,
blaue Sockel – aber weit und breit kein
Standbild! Hier braucht es persönliches
Regiment, keinen Kolonialwarenladen.

Ein Regiment wie Ihres?

Ach,dieSchlossattrappediesesItalieners,
ich würd’ da nicht mehr wohnen wollen.
Ein Gefühl, was hässlich oder schön ist,
hat jederMensch.UndIchsage:Schönheit
liegt nicht nur in der Fassade. Ich sehe
nach England, nach Buckingham...

...den Palast Ihrer Großmutter, Queen
Victoria.

Ein stolzer Bau, erfüllt mit monar-
chischemGeist.AberdieBerlinerSozialis-

ten? Erst zerschlagen diese vaterlandslo-
sen Feinde der göttlichen Weltordnung
MirdasSchlossundkrakeelenaufdemBal-
kon herum...

... lange her, Majestät ...

... und jetzt wollen sie sich wieder son-
nen in Preußens Glanz und Gloria! Und
betteln um Groschen, weil sie Stuck und
Säulen nicht selbst bezahlen wollen.

Wie sollte es denn sonst weitergehen?

Burgfrieden!SchlossbaualsnationaleAuf-
gabe. Schlieffen-Plan für die Errichtung:
die Westfront zuerst. Und Elektrizität in
der kaiserlichen Wohnung. Dann könnte
Ich über eine Rückkehr nachdenken.

Zieht
die Grenzen neu!

Friedrich Wilhelm Vik-
tor Albert von Preu-
ßen, geboren 1859 in
Berlin, war von 1888
bis 1918 deutscher
Kaiser. Während
dieser drei Jahrzehnte
lebte er im Berliner
Stadtschloss.

Wo ist
dein Stachel?

STELLEN anzeige

Warum gehört die Kastanienallee zu Mitte
und das Maybachufer zu Neukölln? Viele Berliner Straßen

liegen im falschen Bezirk. Zeit für ein paar Korrekturen
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Making-Of der digitalen Identität. Wolfram Hahn hat Berliner
gebeten, für ihn den Entstehungsmoment ihrer Selbstporträts
für soziale Online-Netzwerke nachzustellen: alleine zu Hause,
aber in der Gruppe aufgehoben. Hahns Fotografien zeigen den
Moment, in dem die Kamera seiner Protagonisten auslöst.

Er hängt gleich neben der Kasse. Ein solider
Zaunpfosten, vielleicht 40 Zentimeter lang,
dick wie eine S-Bahn-Haltestange, schön hand-
lich. Das obere Ende angespitzt, gespickt mit
Schrauben. Ein selbst gebauter Streitkolben,
mit roten Flecken betupft. Farbe ist das, nur
Farbe, natürlich. Das Ding hängt da vielleicht
seit sechs Jahren, sagt der Inhaber des rumpeli-
gen Mini-Baumarkts in der Nähe der Berg-
mannstraße, ein netter, brummiger, massiger
Kreuzberger. Er wurde überfallen damals,
nicht zum ersten Mal, aber diesmal wollte der
Typ ihn abstechen. Der Inhaber zeigt eine be-
eindruckende Narbe am Unterarm.

Er wollte sich nicht abstechen lassen, sagt er,
also hat er ein Sechser-Buchenholz gegriffen,
auch schön handlich. Der Angreifer hat zwar
gerade noch den Schädel zur Seite gedreht,
hätte bestimmt ziemlich geknackt. Aber das
Ohr hat sich verabschiedet. Genau wie der
Typ, ganz schnell war der weg. Der Inhaber
grinst, auch wenn die Geschichte natürlich
überhaupt nicht lustig ist. Seitdem hängt die
Stachelkeule da. Zur Abschreckung. Fragt sich
nur, wogegen. In der Zwischenzeit haben in
der Gegend ziemlich viele schicke neue Cafés
aufgemacht.  Jan Oberländer
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Kennen Sie auch Ecken, die eigentlich im
falschen Bezirk liegen? Diskutieren Sie mit unter
www.tagesspiegel.de/meinung

DIE KUNST

Kater, sehr vital. Gesehen an der Haupt-
straße, Ecke Akazienstraße in Schöneberg.
Mehr Bilder von der urbanen Pinnwand:
www.tagesspiegel.de/berlin
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FÜNF MINUTEN STADT

Die Idee hatte ich schon länger, seit ich
viel mit dem Rad fahre. Oft sehe ich im
Vorbeifahren Leute in einem Buch lesen.
Eigentlich immer ein schönes, ein friedli-
ches Bild. Der Wunsch, es festzuhalten,
der Wunsch, zu wissen: Was wird da ei-
gentlich gelesen? Wenigstens den einen
Satz, in diesem Augenblick. Das Bild ist
aufgenommen an einem Sonntagnachmit-
tag, 16 Uhr, Kiefholzstraße, Ecke Rixdor-
fer, am Friedhof Baumschulenweg. Ich
bin erst vorbeigefahren. Dann dreihun-
dert Meter weiter angehalten. Zurückge-
fahren: Den fotografierst du jetzt, das
wird das erste Bild. Dann wieder umge-
dreht: nicht heute... Dann noch einmal
umgedreht: Jetzt aber! (Mittlerweile un-
ter den Blicken eines Mädchens an einer
Bushaltestelle, die meinen Entschei-
dungsprozess in Form von waghalsigen
Wendemanövern – zum Glück war nicht
viel Verkehr – interessiert verfolgte).
Schwitzend kam ich bei dem jungen
Mann an und erklärte ihm die Idee. Er
war sehr nett und schien sich sogar zu
freuen: Klar könne ich ihn fotografieren.
Der Blumenverkäufer las gerade den Ro-
man „Geraubte Erinnerung“ von Greg
Iles. Er war gerade auf Seite 372, der aktu-
ell gelesene Satz lautete: „Auf dem Dach
standen mehr Satellitenschüsseln und
Funkantennen als auf einer Fernsehsta-
tion.“ Das Buch hatte er im Hugendubel
in der Karl-Marx-Straße Neukölln ge-
kauft. Weil er bei seiner Arbeit viel Zeit
zum Lesen hat, kauft er dort immer drei
Bücher auf einmal, aus der Mängelware,
für 3,50 Euro. Er entscheidet nach dem
Klappentext, was ihn interessiert.

ABGEDICHTET

Foto: David von Becker
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VIER SEITEN KUNST, POLITIK UND STADTGEFÜHL

DER TAGESSPIEGEL

Wolfram Hahn, 31, ist Absolvent der FH Potsdam. Seine Fotoserie
„Into the light“ gewann 2010 bei den World Press Photo Awards den
zweiten Preis in der Kategorie Porträts/Reportage. Der Tagesspiegel
präsentiert sie hier erstmals in gedruckter Form einer größeren
Öffentlichkeit. Im Augenblick führt der Künstler die Serie zu Ende,
ein Katalog ist in Planung. Mehr Infos unter www.wolframhahn.de

Seite 372

IAN MOYA, 36, MUSIKER, MITTE
WOGEGEN? „Gegen Studiengebühren in
Chile“– Unis kosten 300 Euro im Monat
WANN? 18. August, 20 bis 23 Uhr
WO? Auf dem Pariser Platz
WIE VIELE? Knapp 100 Demonstranten,
ein Polizeiwagen
WARUM? „Ich will die Proteste in mei-
nem Land unterstützen. Der Ort für die
Demo ist bewusst gewählt: Die Chilenen
kennen das Brandenburger Tor und se-
hen, dass wir hier an sie denken.“
WAS NOCH? Touristen nutzen die
Chile-Flagge als Fotomotiv.
WIRKSAM? Nette Geste internationaler
Solidarität. Mehr aber auch nicht.

„Ich würd’ da nicht mehr wohnen wollen“
Im Berliner Schloss soll künftig die Kultur regieren. Wenn das der Kaiser wüsste! Ein Interview zur Geisterstunde

An GEZETTELT

DER KÜNSTLER

Von Sebastian Leber

Sebastian Leber

Es geht nicht
um Profilbildung
oder touristische
Vermarktbarkeit
der Kieze. Es geht
ums Gefühl.

Berliner gehen ständig auf die Straße.
Wir stellen jede Woche

einen Demonstranten vor
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NOCH MEHR MEHR BERLIN

Avus dicht.
Egal,
sagst du
leise,
mein Auto
ist sowieso
gerade
abgebrannt.

Pro TEST

An dieser Mehr-Berlin-Ausgabe haben viele Leute Anteil. Zum Beispiel Ulla Dahmen, Markus Hesselmann, Detlev Jackschenties, Sabrina Janke, Nicola Kuhn, Lorenz Maroldt, Jan Oberländer, Henning Onken, Lisa Rogge, Fritz Schanninger, Johannes Schneider und Bettina Seuffert.

An jeder Ecke sieht man Menschen,
die in Büchern lesen. Andreas Merkel

fragt sie, was darin gerade passiert
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